
Bayerischer Bauernverband        8. Juli 2026 

Verbändeanhörung zum  

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur  

und damit verbundenen Änderungen des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG-E) 

 

1. Allgemeine Anmerkungen und Grundsätzliches: 

 

• Vorab muss die Bundesregierung beim bereits beschlossenen Zukunfts-

Infrastrukturgesetz in der Umsetzung sicherstellen, dass hier die Flächenschonung 

und der Erhalt von Landwirtschaftsflächen sehr hohe Priorität bei Planung und 

Umsetzung von Infrastrukturprojekten haben. Die Bundesregierung verfolgt im 

Rahmen der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie das Ziel, die tägliche 

Inanspruchnahme von Flächen bis 2030 auf unter 30 Hektar zu begrenzen bis 2050 

ein „Netto-Null“ zu erreichen. 

• Grundsätzlich braucht es dieses geplante Gesetz zur Stärkung der Natürlichen 

Infrastruktur Gesetz nicht, da bereits ein umfassender Rechtsrahmen besteht.   

 

Es würde ausreichen, wenn Bund und Länder eine noch effizientere und pragmatische 

Umsetzung von Ausgleich und Ersatz über den bestehenden Gesetzesrahmen den 

Vorrang voranbringen würden. 

• Nur gemeinsam und vor allem über freiwillige Kooperation mit den 

Landbewirtschaftern vor Ort hat Natur- und Klimaschutz Erfolg.  

• Der vorliegende Gesetzentwurf muss sich auf die im Koalitionsvertrag vereinbarte 

Überarbeitung der Eingriffsregelung zu beschränken. Demgemäß sind im vorliegenden 

Gesetzesentwurf Regelungen mit der Kategorisierung „Übergeordnetes öffentliches 

Interesse“ nicht erforderlich. Daneben ist der Begriff „Natürliche Infrastruktur in der 

Sache unpassend. 

• Im vorliegenden gesetzentwurf ist die Ausrichtung der Gesamtkonzeption auf 

bundeszentrale Verfahrenswege abzulehnen. Sofern die Erfordernis von Ausgleich 

und Ersatz bei Projekten besteht, muss die Umsetzung von Realkompensation und 

von Ersatzgeld auf regionaler Ebene erfolgen. 

• Im Sinne der Nachhaltigkeit müssen alle relevanten Güter, so zum Beispiel auch 

Versorgungssicherheit und Ernährungssicherung, stets ausgewogen in 

Abwägungsprozessen berücksichtigt werden. Eine Vorrangstellung des 

Naturschutzes vor Nutzungsinteressen wird dem Anspruch nicht gerecht, weshalb 

zudem der Status „überragendes öffentliches Interesse“ aus dem vorliegenden 

Gesetzentwurf herauszunehmen ist. 

• Ferner ist im Gesetzentwurf aus grundsätzlichen rechtlichen Aspekten auf den Vorrang 

von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen mit Bezugnahme auf Art 20a des 

Grundgesetzes zu verzichten. 

• Der vorliegende Gesetzentwurf muss im Grundsatz der freiwilligen Umsetzung von 

Naturschutzmaßahmen über den Weg der Kooperation den verbindlichen Vorrang 

einräumen und hat nur ausnahmsweise den Erwerb von Privatflächen – vor allem land- 

und forstwirtschaftliche Flächen – vorzusehen.  

• Der vorliegende Gesetzentwurf berücksichtigt den artenschutzrechtlichen Ausgleich, 

der grundsätzlich am Eingriffsort anzugehen ist, nicht direkt. Oder ist der 



artenschutzrechtliche Ausgleich für die mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 

verbundenen Vorhaben obsolet? 

• "Natürliche Infrastruktur": Dieser Begriff ist eine Wortneuschöpfung, die sich inhaltlich 

widerspricht. Infrastruktur sind sachlich alle staatlichen und privaten Einrichtungen, 

die für eine ausreichende Daseinsvorsorge und wirtschaftliche Entwicklung als 

erforderlich gelten. Die Infrastruktur wird meist unterteilt in technische Infrastruktur (z. 

B. Einrichtungen der Verkehrs- und Nachrichtenübermittlung, der Energie- und 

Wasserversorgung, der Entsorgung) und soziale Infrastruktur (z. B. Schulen, 

Krankenhäuser, Sport- und Freizeitanlagen, Einkaufsstätten, kulturelle Einrichtungen). 

Die Bundesregierung ist im Sinne von Vertrauen und Sachorientiertheit gefordert, eine 

andere Begriffswahl vorzusehen. 

Mit der Wortneuschöpfung erweckt man den Eindruck Natur in vollem Umfang planen 

und bauen zu können. Natur ist aber deutlich komplexer und auch von vielen externen 

Faktoren abhängig, was dieser Wortneuschöpfung widerspricht. 

• Die Hoheit der Bundesländer im Naturschutz darf nicht ausgehebelt werden. 

• Die Bundesregierung hat sicherzustellen, dass die bewährten und erfolgreichen 

Umsetzungswege für alternative Ausgleichsmaßnahmen – vor allem 

Produktionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen gerade auch auf rotierenden 

Flächen mit bedeutender Wirkung für den Artenschutz sowie Ökopunkte – in den 

Bundesländern beeinträchtigt werden sowie dass dort bestehende landesrechtliche 

Regelungen wie die Bayerische Kompensationsverordnung nicht benachteiligt 

werden. 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Die Bundesregierung muss hier Ergänzungen vornehmen, da sie sonst die 
Lebenswirklichkeit unberücksichtigt lässt. Der vorliegende Gesetzentwurf wird zur 
weiteren Verknappung von frei verfügbaren Flächen beitragen, was regional Boden- und 
Flächenpreise zusätzlich weiter steigen lässt und letztlich auch Bauen und Wohnen für 
Bürgerinnen und Bürger verteuern dürfte. 

 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Auch hier muss die Bundesregierung muss hier Ergänzungen vornehmen. Die negativen 
Folgen für die Land- und Forstwirtschaft durch einen erhöhten Druck im Zusammenhang 
mit Flächenentzug für die Erzeugung von Nahrungsmitteln werden völlig ausgeblendet. 
Deshalb ist die dargestellte Sichtweise mit Blick auf die Wirtschaft, wozu die Land- und 
Forstwirtschaft als primärer Sektor zählt, zwingend zu korrigieren.  

 

Weitere Kosten 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, hier sachliche Einordnungen im Gesetzentwurf 
mit aufzunehmen. Es ist klar mit einem höheren Preisniveau für Flächen zu rechnen, da 
durch die Ersatzzahlungen die Spekulation am Flächenmarkt weiter angeheizt wird. Das 
Konzept des Gesetzentwurfs wird mehr Akteure auf dem Flächenmarkt auftreten lassen, 
die durch die geplanten Ersatzzahlungen verhandlungsstark – gerade auch gegenüber 
landwirtschaftlichen Betrieben – auftreten können und sie so beim Erwerb von 
Landwirtschaftsflächen ausboten können.   
 
Vor dem Hintergrund ist die Bundesregierung gemeinsam mit den Bundesländern 
angehalten, dass das Vorkaufsrecht für Landwirte bei Landwirtschaftsflächen konsequent 
gestärkt wird und wirksam umgesetzt wird.  



2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E:  

 

Zu Absatz 1a des vorliegenden Gesetzentwurfs: 

 

Beim vorliegenden Gesetzentwurf sind in § 1 Abs. 1a Satz 2 zu den Gebieten, deren 

Schutz im überragenden öffentlichen Interesse liegt, Bereichsausnahmen vorgesehen, 

die Vorhaben als vorrangig in der Abwägung gegenüber den Belangen des 

Naturschutzes darstellen.  

 

Grundsätzlich sollte auf den Status „überragendes öffentliche Interesse“ im 

vorliegenden Gesetzentwurf generell verzichtet werden, um eine sachorientierte 

Güterabwägung insgesamt als Gesetzgeber zu gewährleisten. Ansonsten müssen 

zumindest auch Vorhaben der Land- und Forstwirtschaft als systemrelevanter 

Wirtschaftsbereich bzw. Infrastruktur neben der Landes- und Bündnisverteidigung 

sowie Vorhaben zum beschleunigten Ausbau der Infrastruktur ergänzt werden. Die 

Belange der Land- und Forstwirtschaft sollten dann im Gesetzentwurf in Bezug auf 

Versorgungssicherheit und Ernährungssicherung aufgenommen werden, da hierfür 

Artikel 39 der Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) die Grundlage ist. 

 

Zu Absatz 3 Nummer 4 bitten wir um nachfolgende Ergänzung: 

4. „ Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege zu schützen; dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger 

lufthygienischer oder klimatischer Wirkung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete, 

Luftaustauschbahnen oder Freiräume im besiedelten Bereich; dem Aufbau einer 

nachhaltigen Energieversorgung insbesondere durch zunehmende Nutzung 

erneuerbarer Energien kommt eine besondere Bedeutung zu; Moore, Wälder und 

Gewässer, einschließlich ihrer Auen, sind so zu erhalten und über den Weg der 

freiwilligen Kooperation zu entwickeln, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt und 

ihren Beitrag für den natürlichen Klimaschutz [und die Verkehrsfunktion der 

Bundeswasserstraßen] erfüllen können,“. 

 

Zudem wird hier im Gesetzentwurf völlig außen vorgelassen, dass insbesondere 

Bebauung die in diesem Artikel geforderten Punkte verhindert. Auch ist es wichtig in 

Bezug auf die Wälder zu betonen, dass genutzte Wälder die höchste 

Klimaschutzwirkung entfalten und gleichzeitig einen nachhaltigen Rohstoff in Form 

von Holz liefern, der über seine Nutzungskaskade nachhaltig CO2 speichert. 

 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG-E: 

 

Mehrere Ziele – neben Naturschutz auch Ernährungssicherung, Ausbau Erneuerbarer 

Energien, Bioökonomie und Ressourcenschutz – auf einer Fläche zu verwirklichen, ist 

ein nachhaltiger und guter Ansatz, weil so sorgsam mit Flächen umgegangen wird. Die 

multifunktionale Nutzung von Flächen ist wertvoll. 

 

Es ist zu bekräftigen, dass bei richtiger Konzeption auf landwirtschaftlich genutzten 

Flächen auch Synergien bzw. Multifunktionalität möglich ist. Dazu gehört z.B. 

Naturschutz auf Zeit oder die Integration von Naturschutzmaßnahmen wie z.B. höhere 

Saatreihenabstände im Getreideanbau.  

 

 



Zu Absatz 4 bitten wir um nachfolgende Anpassung: 

 „ Bei der Bewirtschaftung von Grundflächen im Eigentum oder Besitz der öffentlichen 
Hand sollen die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege in besonderer 
Weise berücksichtigt werden. Geeignete Grundflächen der öffentlichen Hand sollen für 
Zwecke des Naturschutzes und der Landschaftspflege bereitgestellt. § 4 bleibt 
unberührt.  

 
Ausdrücklich muss der Gesetzgeber zudem sicherstellen, dass mit der Umsetzung 
des vorliegenden Gesetzentwurfs der Vertrauensschutz bei bestehenden 
Pachtverhältnissen gewahrt wird. Grundflächen im Eigentum oder Besitz der 
öffentlichen Hand werden verschiedentlich auch von Landwirtinnen und Landwirten 
nach guter fachlicher Praxis bewirtschaftet. Diese oft langfristigen Pachtverträge gilt 
es zu wahren und auch weiterhin ist dort die landwirtschaftliche Produktion zu 
ermöglichen. 

 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG-E: 

Zu § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe c bitten wir um folgende Ergänzung: 

c) „ unter Vorrang von Freiwilligkeit und Kooperation sowie unter Beachtung der 

regionalen, agrarstrukturellen Gegebenheiten auf Flächen, die wegen ihres Zustands, 

ihrer Lage oder ihrer natürlichen Entwicklungsmöglichkeit für künftige Maßnahmen des 

Naturschutzes und der Landschaftspflege, insbesondere zur Kompensation von 

Eingriffen in Natur und Landschaft, zur Wiederherstellung der Natur, zum natürlichen 

Klimaschutz sowie zum Einsatz natur- und landschaftsbezogener Fördermittel 

besonders geeignet sind,“. 

Der Gesetzgeber hat zudem noch für die Abwägung die Wertigkeit der Flächen zur 

landwirtschaftlichen Produktion in Bezug auf Bodenpunkte zu berücksichtigen. 

 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG-E: 

Zu Absatz 2a bitten wir um folgende Ergänzung:  

„(2a) Nicht als Eingriff gilt die Anlage und Bewirtschaftung von Agroforstsystemen auf 

Ackerland außerhalb von Natura 2000-Gebieten Nationalparken, Biosphärenreservaten 

und Naturschutzgebieten, soweit dabei die Ziele des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege berücksichtigt werden. Erfolgt die Anlage und Bewirtschaftung im 

Sinne des Satzes 1 in Einklang mit den in § 5 Absatz 2 dieses Gesetzes genannten 

Anforderungen sowie den sich aus § 17 Absatz 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes 

und dem Recht der Landwirtschaft ergebenden Anforderungen an die gute fachliche 

Praxis, widerspricht sie in der Regel nicht den Zielen des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege. Nicht als Eingriff gilt die Beseitigung von nach [Datum des 

Inkrafttretens des Gesetzes] angelegten Agroforstsystemen auf Ackerland zur 

Wiederaufnahme der ausschließlichen ackerbaulichen Bodennutzung oder erstmaligen 

Grünlandnutzung sowie von freiwillig neu gepflanzten Hecken und Gehölzen auf 

Landwirtschaftsflächen zur Wiederaufnahme einer ordnungsgemäßen vorherigen 

Bodennutzung.“ 

Zum Absatz 4 bitten wir um folgende Ergänzung: 

(4) „ Bei regelmäßig durchgeführten Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Unterhaltung 

von Verkehrswegen und zugehörigen Betriebsanlagen – einschließlich von Flur-, Feld- 



und Waldwegen – handelt es sich nicht um einen Eingriff; dies gilt auch im Falle eines 

ökologischen Trassenmanagements an Schienenwegen.“ 

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

Naturraum – Umsetzung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

Aus der Praxis in Bayern ist es nicht notwendig, vereinfachend auch angrenzende 

Naturräume für Ausgleich und Ersatz seitens des Bundesgesetzgebers vorzusehen. 

Vor dem Hintergrund wird der Bundesgesetzgeber um eine Anpassung gebeten, so 

dass regional grundsätzlich zuerst der unmittelbar betroffene Naturraum zuvorderst 

für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen genutzt wird und erst dann angrenzende 

Naturräume zulässig sind, wenn das Potenzial in der Region des Eingriffs 

ausgeschöpft ist. 

Hier ist ferner eine Präzisierung bzw. Sicherungsregelung vorzusehen, dass 

o vorrangig bereits in Naturräumen bestehende Ökopunkte genutzt werden 

o keinerlei Konzentrationseffekte in der Umsetzung von Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen ausgelöst werden,  

o keine extreme Entkoppelung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen zum 

regionalen Raum des Eingriffs über Hand nehmen. 

 

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Zum Absatz 2 bitten wir um folgende Ergänzung: 

(2) „ Der Verursacher ist verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch 

Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen 

(Ausgleichsmaßnahmen) oder zu ersetzen (Ersatzmaßnahmen). Ausgeglichen ist eine 

Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des 

Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild 

landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine 

Beeinträchtigung, wenn und sobald die beeinträchtigten Funktionen des 

Naturhaushalts in gleichwertiger Weise bestmöglich hergestellt sind und das 

Landschaftsbild landschaftsgerecht neu gestaltet ist. Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen sind vorrangig über PiK-Maßnahmen und Ökopunkte, ansonsten 

nur mit begründeter Ausnahme über Flächenerwerb, so durchzuführen, dass die 

Aufwertungen im betroffenen Naturraum oder in angrenzenden Naturräumen wirksam 

werden. Bei der Festsetzung von Art und Umfang der Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen sind die Programme und Pläne nach den §§ 10 und 11 zu 

berücksichtigen.“ 

 

Zum Absatz 2: 

Die Bundesregierung hat hier erst einmal den Auftrag aus dem Koalitionsvertrag 

umsetzen muss, sich in Brüssel für Nachbesserungen bei der 

Wiederherstellungsverordnung einzusetzen. 

 



Zum Absatz 2a bitten wir um folgende Streichung: 

 „(2a) Festlegungen folgender Maßnahmen stehen der Anerkennung als Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen nicht entgegen: 

1. Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaßnahmen für Gebiete im Sinne des § 20 

Absatz 2 Nummer 1 bis 4, 

2. Ausgleichsmaßnahmen nach § 30 Absatz 3, 

3. Maßnahmen in Bewirtschaftungsplänen nach § 32 Absatz 5, 

4. Maßnahmen zur Kohärenzsicherung nach § 34 Absatz 5, 

5. vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen nach § 44 Absatz 5 Satz 3, 

6. Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des Erhaltungszustands der Populationen einer 

Art nach § 45 Absatz 7 Satz 2, 

7. Maßnahmen in Maßnahmenprogrammen im Sinne des § 45h und des § 83 des 

Wasserhaushaltsgesetzes, 

8. Wiederaufforstungen im Sinne des § 9 Bundeswaldgesetzes oder Ersatzauf-

forstungen aufgrund landesrechtlicher Vorschriften. sowie 

9. Wiederherstellungsmaßnahmen nach dem nationalen Wiederherstellungs-plan nach 

Artikel 14 der Verordnung 2024/1991.“ 

 

Zum Absatz 3 und 6b bitten wir um folgende Anpassung:  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf würde der Grundsatz von Ausgleich im Sinne 

von 1:1 generell auf 1:1,2 erhöht. Das ist strikt abzulehnen. Ansonsten würde nur 

zusätzlicher Druck auf die Boden- und Flächenmärkte regional ausgelöst. 

 „(3a) Werden Eingriffe durch nach § 16 Absatz 1 bevorratete Ausgleichs- oder 

Ersatzmaßnahmen kompensiert, verringert sich der biotopwertbezogene Kompen-

sationsbedarf insoweit um 15 Prozent. 

(3b) Werden Eingriffe in Flächen der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a durchgeführt, 

so wird dies nach den fachlichen Maßstäben bemessen. erhöht sich der 

biotopwertbezogene Kompensationsbedarf insoweit um 20 Prozent.“  

 

Absatz 6b: 

aa) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 eingefügt: 

„Im Fall der Sätze 1 bis 3 erhöht sich die Ersatzzahlung um 20 Prozent.“ 

 

8. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG-E: 

„Naturgutschriften“ 

Die bisherigen Formulierungen im Gesetzentwurf sind zu abstrakt gehalten.  Passagen 

im vorliegenden Gesetzentwurf zu den "Naturgutschriften" sind zu präzisieren. Denn 

hier ist es für die weiteren Beratungen des Gesetzentwurfs erforderlich, wie diese 

konkret angelegt werden und umgesetzt werden soll.  

   



9. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Bei der Umsetzung vom Biotopverbund müssen die Eigentumsrechte der 

Flächeneigentümer und Bewirtschafter gewahrt bleiben und es müssen Freiwilligkeit 

und Kooperation generell Vorrang haben. 

Zum Absatz 1 bitten wir um folgende Änderung: 

Leistbarkeit und Umsetzbarkeit sind zu beachten. 

 (1) „ Es wird ein Netz verbundener Biotope (Biotopverbund) geschaffen, das spä-

testens mit Ablauf des 31. Dezember 2040 2030 mindestens 15 Prozent der Fläche 

eines jeden Landes umfassen soll.“ 

 

10. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG-E: 

Zum Absatz 1 bitten wir um folgende Änderung: 

„§ 20a Natürliche Infrastruktur: (1) Die Natürliche Infrastruktur ist zu erhalten schützen.“ 

 

„Natürliche Infrastruktur" 

Für die Land- und Forstwirtschaft als systemrelevanter Wirtschaftsbereich bzw. 

systemrelevante Infrastruktur bezüglich Versorgungssicherheit und 

Ernährungssicherung muss die Bundesregierung im Gesetzentwurf sicherstellen, dass 

o die land- und forstwirtschaftliche Nutzung keine Einschränkungen erfährt und  

o die Umsetzung des geplanten Gesetzes über produktionsintegrierte 

Maßnahmen mittels Freiwilligkeit und Kooperation Vorrang hat. 

Bei den Formulierungen zu „Natürliche Infrastruktur" im vorliegenden Gesetzentwurf 

fällt auf, dass sich hier wohl zukünftig viele Probleme ergeben werden, um 

festzustellen, ob Bestandteile der Natur dazu zählen oder nicht.  

Auf die damit verbundenen, offenen Fragen fordern wir die Bundesregierung auf, noch 

während der weiteren Beratungen zum Gesetzentwurf verbindliche Antworten zu 

geben, unter anderem zu: 

o Was sind zum Beispiel langfristig gesicherte Flächen nach § 20a Abs. 2 Satz 2 

Nr. 1 d) und wer definiert deren Umfang?  

o Was sind "Sonstige Bestandteile" nach § 20a ABs. 2 Satz 2 Nr. 1 e)?  

o Was sind "Landschaften von besonderer Bedeutung" § 20a Abs. 2 Satz 2 Nr. 

2c)?   

Hier treten zahllose Abgrenzungsfragen auf, die es bereits jetzt durch die 

Bundesregierung aufzuklären sind. 

 

--------------------------------- 
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